
TOP:        Viernheim, den 13. Januar 2020 

Federführendes Amt 

60 Bauverwaltungs- und Liegenschaftsamt 

Aktenzeichen: 610-20 

Diktatzeichen: Schn 

Drucksache: VL-8-2020/XVIII 

Anlagen: 0 

Produkt/Kostenstelle:  

Stand der Haushaltsmittel:  

Benötigte Mittel:  

Protokollauszüge an: BVLA, Brundtlandbüro, Hauptamt 

 
Beratungsfolge Termin Bemerkungen 

Planungsausschuss Rathaus 22.01.2020  

B e s c h l u s s v o r l a g e  

Sanierung des Rathauses; 
Auslagerung der Verwaltung 

 

Beschlussvorschlag: 

Dem Planungsausschuss sollen baldmöglichst Möglichkeiten aufgezeigt werden, in wel-
cher Art und Weise der Dienstbetrieb der Verwaltung während der Zeit der Rathaussanie-
rung aufrecht erhalten werden kann. 
 

 

Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 

Während der Sanierung des Rathauses, voraussichtlich vom IV. Quartal 2021 bis zum I. 
Quartal 2024, wird eine Nutzung des Rathauses durch Bedienstete nicht möglich sein. 

Ursprünglich war auch daran gedacht worden, die Sanierung des Rathauses bei laufen-
dem Betrieb ober aber in Abschnitten (Ratssaalgebäude, Hauptgebäude, Kassengebäude) 
durchzuführen. Aufgrund der Bauart des Rathauses sowie der Verflechtung der einzelnen 
Nutzungsfunktionen muss davon ausgegangen werden, dass weder eine Sanierung im 
laufenden Betrieb möglich noch eine Sanierung in Abschnitten sinnvoll ist. 

Es ist daher erforderlich, dass die Bediensteten der Stadtverwaltung zur möglichst rei-
bungslosen Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes während der Zeit der Sanierung des 
Rathauses an anderer Stelle untergebracht werden. 

Aufgrund der Größe der benötigten Ersatzflächen (ca. 2.500 bis 3.000 qm) hält es die 
Verwaltung für unwahrscheinlich, dass ein bereits vorhandenes Gebäude für die Zeit der 
Sanierung angemietet werden kann. Inwieweit  einzelne Büroflächen angemietet und da-
mit die Verwaltung in mehreren Gebäuden untergebracht werden könnte, muss ebenso 
wie die Aufstellung von Bürocontainern geprüft werden. 
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U.U. könnte es eine sinnvolle Lösung sein, das Bürgerbüro in einem Bestandsgebäude in 
der Innenstadt und die übrige Verwaltung in einer Containeranlage an einem noch fest zu 
legenden Platz im Stadtgebiet unterzubringen. 

Die Kosten für die Auslagerung der Verwaltung werden auf mindestens 1.000.000 € ge-
schätzt. Genauere Angaben sind erst nach entsprechender Markterkundung und Festle-
gung der Unterbringungsart möglich. 
 




